
409 der Beilagen zu den stenogr~phischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Doktor 
Maleta, Uhlir, Dr. van Tongel und Genossen, 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit 
dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 abgeändert wird (133/ A). 

Unter Zugrundelegung der vo:ru einem zur Vor­
berarung der Änderungsvorschläge zur Ges·chäfts­
ordnung eingesetzten Komitee kürzlich abge­
schlossenen Arbeiten wurden von den Abgeord­
neten Dr. Mal eta, U h.1 i r, Dr. van Ton gel 
und Genossen ein: Antrag, betreffend ein Bundes­
verfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Ver­
fassungsgesetz lru der F.assung vün, 1929 abge­
ändert wird, süwie ein Antrag, betreffend das 
Geschäftsürdnungsgesetz des Na tionalra tes 
€134/A)~ in der 65. Sitzung des Natiünalrates 

, eingebracht. ' 

Dem erstgenannten, Antrag, der eine Novel­
Iierung des 'Bundes-Verfassungsgesetzes zum 
Gegenstand hat, liegt die Absicht zugrunde, die 
erfür,derlichen verfassungsrechtlichen Grundlagen 
für die mit dem Antrag 134/A angestrebte Re­
form des Geschäftsürdnru:I1Igsrechtes zu schaffen, 

Im einzelnen ist hiezu ,das folgende zu be­
merken: 

Zu Art. 1 Z. 1: 

Die Unterscheidung zwischen Geschäftsord­
nungsgesetz und autonomer, daß heißt, auf ein­
fachem Beschluß des Nationalrates beruhender 
Geschäftsürdnung süll in Zukunft entfallen. 
Diese Unterscheidung entstammt noch der 
münarchischen österreichischen Verfassung, in der 
ihrrnsoweit Bedeutung zukam, als das Ges·chäfts­
ürdnungsgesetz nicht nur eines übereinstimmen­
den Beschlusses der heiden Häuser des Reichs­
rates, sondern auch der Sanktion des Münarchen 
bedurfte. Diese Beschränkungen galten jedoch 
!licht für das Zustandekümmen der sügenannten 
autünümen Geschäftsürdnung. Heute ist jed;üch 

zufolge der Bestimmu:n!gen des Art. 42 Abs. 5 
B-VG. ein Einfluß der zweiten Kammer, des 
Bundesrates, auf ·das Zustandekümmen des Ge­
schäftsordnurtgsgesetzes des Nationalrates aus­
geschlossen. 

Der Umstand; daß das verfassungsmäßige Zu­
standekommen auch des Gesetz~s über die Ge­
schäftsordnung des Nationalrates durch die 
Unterschrift des Bundespräsidenten naich Maß­
gabe der Vürschriften des Art. 47 B-VG. zu be­
urkunden ist, die autonome Geschäftsordnung 
des N atiünalrates ,dieses Erfordernisses jeclüch 
IIicht bedarf, kann gering geachtet wel'den, da 
nach rechtsstaatlichen Gf'undsätzen alle Wesens­
merkmale des Geschäftsürdnung~techtes im Ge­
setz über die Geschäftsordnung des Natiünal­
rates nürmiert werden müßten und die autonüme 
Geschäftsordnung des N ationalr,ates sich nur in 
den vom Bundesgesetz über die Geschäftsürd­
nung vorgezeichneten Grenzen halten könnte. 

I'rudiesemZusammenhaIlJg sei darauf hing~­
wiesen, ,daß nach herrschender Auffassung die 
autünome Geschäftsordn1l'ngder Kundmachung 
nicht bedürfe. Das erscheint jedoch bedenklich, 
da die Kundmachung all e r Rechtsvorschriften 
geradezu ein W esensmer kmal des Rechtsstaates 
ist. Dies ist ein weiteres Argument, das den Ver­
zicht auf eine autonome Geschäftsürdnung des 
Nationalrates begründet erscheinen läßt. 

Aus all diesen Gründen! erscheint es daher 
richtig, in Zukunft das gesamte Geschäftsord­
nungsrecht des NatioIlJalrates bundesgesetzlich 
zu regeln. Die verfassungsrechtlichen Vorausset­
zungen hiefür sollen durch die beabsichtigte 
Nüvellierung des Art. 30 Abs. 2 B-VG. geschaffen 
werden. 

Zu Art. I Z. 3: 

Die Einführung einer Fragestunde ermangelt 
zurzeit einer verfassun!gsrechtlichen Grundlage. 
Da der im vürstehenden bezeichnete Antrag 
134/ A, betreffend das Geschäftsordnungsgesetz 
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des Nationalrates, in seinen §§ 74 bis 76 die Ein­
führung einer Fragestunde vorsieht, war somit 
hidür im Brindes-Verfa.ssungsgesetz vorzrusorgen. 
Der Entwurf trägt dem durch Neufassung des 
An. 52 B-VG., der unter anderem das Inter­
pellationsrecht regelt, Rechnung. 

Im Ausschuß kam die Auffassung zum Aus­
druck, daß auch in Hinkunft InterpellationJen 
gemäß Art. 52 B-VG. (nunmehr Art. 52 Abs. 1 
B-VG.) an die Bundesregierung als Kollegialorgan . 
in den Fällen zulässig sein sollen, in denen nlicht 
einzelne Bundesminister, sondern die Bundes­
regierung mit Vollziehungsfunktionen betraut 
ist. 

Dagegen! soll unter Art. 52 Abs. 2 B-VG. 
in der Fassung des Entwurfes nur das Recht 
suJbsumiert werden, Anfragen an einzelne Mit­
glieder der Bundesregierung zU,richten. In Be­
langen, in welchen die Vollziehung in den Auf­
gabenhereich der Bundesr.egierung als _Kollegial­
organ fällt, werden die mündEcheru Anfragen 
an den Bundeskanzler zu ridlten sein. 

Die iru Art. 52· Abs. 2 B-VG. in der Fassung 
des Entwurfes enthaltene Begriffsbestimmung 
"Sitzungen des _ Nationalrates" hat den gleichen 
normativen Gehalt wie in den Art. 28 Abs. 5 
l,lnd 32 Abs. 1 B-VG. 

Zu Art. I Z. 2, 4 und 5: 

Durch diese Bestimmungen de5' vorliegenden 
Entwurfes soll. den .bereChtigten Wünschen des 
Parlaments :tuf Wahrung seiner Rechte dadurch 
Rechnung getragen werden, daß der Inhalt des 
Bundesvora:nschlages, des Bundesrechnungsab­
schlusse5 und des J ahrestäcigkeitsberichtes des 
Rechnungshofes erst nach Beginn der Beratung 
im Nationalrat veröffentlicht werden darf. Als 
"Beginn der Beratung im Natio1).alrat" ist der 
Zeitpunkt zu . verstehen, zu welchem in einer 

Glaser 
Berichterstatter 

Sitzung des Nationalrates bekanntgegeben wird, 
daß die 'betreffende Vorlage dem Vertretungs­
körper zur geschäftsordnungsmäßigen Behand­
lung zugegangen ist. 

Der Kreis der Normadressaten dieser Rechts­
vorschriften ist nicht begren;'t. Mit Rücksicht 
darauf jedoch, daß mit der AusaJ.ibeitung der 
hier hezeichneten Vorlagen nur ein bestimmter 
Personenkreis befaßt ist, werden im Fall von Zu­
widerhandlungen in erster Linie die allgemein im 
Staatsrecht geltenden Sanktionen anzuwenden 
sein. Diese Sanktionen sind in der politischen und 
rechtlichen Verantwortung im Sinne des Art. 74 
B-VG. sowie des Art. 76 in Verbindung mit 
Art. 142 B-VG. zu suchen. Dazu kommt natur­
gemäß die disziplinäre Verantwortlichkeit. der 
ernannten berufsmäßigen Organe. 

Der Verfassungs ausschuß hat den im Antrag 
133/ A enthaltenen Gesetzentwurf 'in seiner 
Sitzung am 8. Mai 1961 beraten unld nach einer 
eingehenden Debatte, in der außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Dr. H u r des, 
M a r k, Dr. van Ton gel, U h I i r, G r u b­
hof e r, C zer n e t z, Dr. Hof e n e der, 
Hol z f ein d, P ö 1 zer, Dr. W i nt e r, 
Mo s er, Dr. Josef G r u b er, Dr. Ku m m e r, 
eh a I 0 u pe k sowie der Ausschußobmann und 
Staatssekretär Dr. Kr' an zirn a yr das Wort 
ergriffen, mit einigen Abänderungen, die in den 
vorstehenden Erläuterungen bereits herücksich~, 
tigt sind, angenommen. 

Der Verfassungsausschuß stellt auf Grund 
seiner Beratungen ,den An t rag, der National­
rat wolle dem a n g e s chI 0 s s, e n' enG e­
set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zustim-
mung erteilen. . 

Wien, am 8. Mai 1961 

Probst 
Obmann 

'j. 
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-j. 

Bundesverfassungsgesetz vom : liche Anfra.gen an die Mitglieder der Bundes-
, mit dem das Bundes-Verfassungs-. regierung zu richten. 

gesetz in der Fassung von 1929 abgeändert (3) Die nähere Regelung hinsichtlich des Frage-
wird. rechtes wird .durch das Bundesgesetz, betreffend 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 
I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung I 

von 1929 wird abgeändert wie folgt: 

1. Art. 30 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Geschäfte des Nationalrates werden 
auf Grund eines besonlereru Bundesgesetzes ge­
führt. Das Bundesgesetz, betreffend die Geschäfts-

die Geschäftsordnung des Nationalrates, sowie 
durch die Geschäftsordnung des Bundesrates ge­
troffen." 

4. Art. 121 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Der Rechnungshof verfaßt den Bundes­
rechnungsahschluß und legt ihn dem Nationalrat 
vor. Der Inhalt des Bundesrechnungsabschlusses 
darf nicht vor Beginn der Beratung im National­
rat veröffentlicht werden." 

ordnung des Nationalrates, kann nur bei An- 5. Der letzte Satz des Art. 126 d Abs. 1 hat 
wesenheit von mindestens der Hälfte der Mit- zu lauten: 
glieder und mit einer 'Mehrheit von zwei Dritteln . "Der Jahrestätigkeitsbericht des Rechnungs-
der ahgegebenen Stimmen beschlossen werden." . hofes ist zu veröffe1!tlichen; eine Veröffent-

2. Art. 51 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

"S~in Inhalt darf nicht vor BegiIllI1i der Beratung 
im Nationalrat veröffentlicht werden." 

3. Art. 52 hat zu lauten: 

"Artikel 52. (1) Der Nationalrat und der 
Bundesrat sind befugt, die Geschäftsführung der 
Bundesregierung zu überprüfen, deren Mit­
glieder über alle Gegenstände der Vollziehung 
zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte 
zu verlangen sowie ihren Wünschen über die 
Ausübung der Vollziehung in Entschließungen 
Aus.druck zu geben. 

(2) Jedes Mitglied des Nationalrates und des 
Bundesrates ist befugt, in den Sitzungen des 
Nationalrates oder des Bundesrates kurze münd-

lichung seines Inhaltes ,darf jedoch nicht vor 
Beginn der Beratung im Nationalrat erfolgen." 

Artikel 11. 

(1) Bis zum Inkrafttreten des auf Grund des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung des 
Art. I des vorIiegenden Buooesverfassungs­
gesetzes zu erlassenden Geschäftsordnungs­
gesetzes des Nationalrates sind die Geschäfte des 
Nationalrates auf Grund des Geschäftsordnungs­
gesetzes des Nationalrates und der autonomen 
Geschäftsordnung desselben, die zur Zeit der 
Beschlußfassung des vorliegenden Bundesverfas­
sungsgesetzes gelten, zu führen!. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betralUt. 
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